[Absender, Straße, PLZ, Ort]

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                      Abs.  [Absender]
Senatsverwaltung für Wirtschaft




[Berlin], den [Datum]



Energie und Betriebe

Martin-Luther-Straße 105

10825 Berlin

[Vorab/nur per: Fax an: 030/9013-8455  / E-Mail an: post@senweb.berlin.de / Per Einschreiben] 

Diskriminierung nach LADG – Entschädigungsforderung

Hier: Ihre Kampagne „Mittelfinger“ im Tagesspiegel vom 13.10.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Bestürzung habe ich auf Seite 11 des Tagesspiegels vom 13.10.2020 die Anzeige des Berliner Senats und oder diesem nachgelagerten Behörden oder Landesbeteiligungen hier wohl visitBerlin „Der erhobene Zeigefinger mit erhobenen Mittelfinger“ versehen mit dem Berliner Landeswappen gesehen.

Als Mensch mit [chronischer Erkrankung / Behinderung] aufgrund der ich (ärztlich attestiert) keine Maske tragen kann, hat mich die Herabwürdigung der Anzeige schwer getroffen. Ich wurde direkt angesprochen, da die Formulierung explizit nennt „ALLE OHNE MASKE“, unabhängig davon, warum man keine Maske trägt bzw. tragen kann, also insbesondere auch dann, wenn dies aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung der Fall ist. 

Die Präsentation ist geeignet den öffentlichen Frieden zu stören gegen Teile der Bevölkerung (insbesondere mich) zum Hass aufzustacheln, insbesondere zu Anfeindungen aufzurufen und meine Würde durch Zeigen des Mittelfingers einer allgemeinen anerkannten Form der Beschimpfung zu verletzen.

Das ist vorliegend der Fall. Der einem neutralen Beobachter von Hass geprägt erscheinende Blick gemeinsam mit dem ausschließlich beleidigend verwendeten ausgestreckten Mittelfinger richtet sich bereits dem Wortlaut nach gegen „alle ohne Maske“ also einen Teil der Bevölkerung inklusive mir.

Selbst wenn sich dieser Bevölkerungsteil vermeintlich rechtswidrig verhielte – was schon deshalb nicht der Fall ist, weil es eine allgemeine Maskenpflicht nicht gibt, sondern nur bestimmten Personenkreisen an bestimmten Orten eine solche Pflicht durch Rechtsverordnung auferlegt werden soll – würde dies keine Angriffe auf die Menschenwürde dieser Personen gestatten.

Dies gilt umso mehr, als dass unter anderem: 

Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr,

Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung, einer chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können,

Personen, bei denen durch andere Vorrichtungen, die mindestens die in Absatz 3 niedergelegten Anforderungen erfüllen, die Verringerung der Ausbreitung übertragungsfähiger Tröpfchenpartikel und Aerosole bewirkt wird oder

Gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen die mit diesen kommunizieren, sowie ihre Begleitpersonen

unter diesen Personenkreis fallen. Von diesen fallen ein Großteil - nämlich Personen mit einer chronischen Erkrankung oder Behinderung, selbstverständlich auch gehörlose und schwerhörige Menschen - unter den besonderen Schutz von § 2 Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG). 

Die Anwendbarkeit von LADG ist durch § 3 LADG eröffnet. Die Kampagne wurde direkt durch ihre Behörde insbesondere in Form der Behördenleiterin Frau Senatorin Ramona Pop vorgestellt und finanziell unterstützt. Des weiteren muss daher davon ausgegangen werden, dass auch die Geschäftsführung der visitBerlin entsprechend zur Durchführung durch Sie angewiesen oder zumindest bekräftigt wurde. Jedenfalls aber hatten Sie Kenntnis von der Kampagne und haben diese nicht im Vorfeld gestoppt. Dies wäre nach § 4 Abs. 1 S. 4 LADG erforderlich gewesen, insofern würde das Unterlassen einem Tun in Form der Pflicht zum Tätigwerden gleich stehen.

Eine Diskriminierung liegt in Form einer Belästigung nach § 4 Abs. 3 LADG vor. Eine Rechtfertigung nach § 5 LADG kommt hier nicht in Betracht. Beleidigungen und Entwürdigungen sind keine tauglichen Mittel um zu ordnungsgemäßem Handeln aufzurufen, zumal hier auch Personen, die sich im Rahmen der Verordnung bewegen, mit erfasst werden. Zumindest ein Vorgehen gegen Letztere wäre gem. § 5 Abs. 3 LADG nicht zu rechtfertigen.

Eine Schadensersatzanspruch in Form einer Entschädigung ergibt sich aus § 8 Abs. 2 LADG. Daher steht mir als Betroffenem eine angemessene Entschädigung in Geld zu.

Unter Anbetracht der Vielzahl der Leser des Tagesspiegels (ca. 300.000 Leser bei einer verkauften Auflagen von ca. 106.000)  und über zu erwartender Weiterverbreitung Dritter (inzwischen u.a. RTL.de, Focusonline, BZ-Berlin.de. DiePresse.com) auch Kenntnis einer erheblichen Zahl sonstiger Personen, sowie dem aufstachelndem Charakter, der andere zur Nachahmung aufzufordern geeignet ist, ist hier trotz des nur mittelbarem Charakters eine Entschädigung in Höhe von [500 – 5.000] Euro als angemessen anzusehen.

Ich fordere Sie hiermit zur Zahlung einer angemessenen Entschädigung in Höhe von [500 – 5.000 ] Euro bis spätestens zum [Datum + 3 Wochen] auf.

Zahlungseingang auf mein folgendes Konto ist maßgeblich: [IBAN: DE.. ].

Sollten Sie dem nicht nachkommen, mache ich Sie bereits jetzt darauf aufmerksam einen Anwalt einzuschalten und weitere rechtliche Schritte einzuleiten.   
Mit freundlichen Grüßen
[Unterschrift]

[Vorname Name]

ANMERKUNGEN (nicht mitschicken!):
Rechtlicher Hinweis: Dieses Muster ist keine Rechtsberatung und kann eine solche nicht ersetzen.

Alle Felder mit roter [Markierung] sind entsprechend mit den persönlichen Daten zu ersetzen (wenn Sie sich unsicher sind, wird eine Beratung durch einen Rechtsanwalt empfohlen).

Entschädigungshöhe
Bei der Entschädigungshöhe wird ein Betrag zwischen 500 und 5.000 Euro vorgeschlagen. Das hängt zum Teil von der persönlichen Betroffenheit und dem Grad der chronischen Erkrankung bzw. Behinderung ab. Zum anderen ist es eine Abschätzung. Für die gerichtliche Durchsetzung kann dann später auch ein abweichender Betrag angesetzt werden. Der Betrag gibt aber potentiell den Rahmen für eine außergerichtliche Einigung mit der Senatsverwaltung vor (sofern diese bereit ist zu verhandeln).

Übermittlungsform:
Das Schreiben kann via Post oder je nach Geschmack auch vorab oder nur per Fax oder E-Mail oder als Einschreiben versandt werden. Grundsätzlich bietet die Senatsverwaltung alle Kommunikationswege an, am „Beweissichersten“ wäre ein Fax mit ausführlichem Sendebericht oder ein Einschreiben. Es geht hier jedoch lediglich um den Beweis des Eingangs und damit des Beginns des Verzugs. Sofern die Senatsverwaltung reagiert, ist der Eingang damit belegt. 

Anspruchsberechtigung:
Anspruchsberechtigt kann grundsätzlich jeder sein, der aufgrund einer chronischen Erkrankung oder Behinderung keine Maske tragen kann. Ein Wohnort in Berlin ist nicht erforderlich, da der Tagesspiegel landesweit ausgeliefert wird, sowie über eine Online-Ausgabe verfügt in der die gegenständliche Anzeige ebenfalls enthalten war.

Kinder:
Theoretisch sind auch Kinder unter 6 Jahren (die aufgrund des Alters auch betroffen sein können) mit erfasst. Hier obliegt es aber den Eltern bzw. gesetzlichen Vertretern zu entscheiden, ob man die Diskriminierung dieser für erheblich und lebenseinschneidend genug hält.

Verjährung:
Die einjährige Verjährung des Anspruchs beginnt am 31.12.2020. Ansprüche sind damit bis zum 31.12.2021 geltend zu machen.
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